N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 16. Juni 1994




Öffentliche Sitzung

Beginn: 15.16 Uhr


                 Ende: 22.13 Uhr

Sitzungsunterbrechung:  17.08 - 17.34 Uhr

Vorsitz:

Stadtpräsidentin Reyer



1. Stellv. Stadtpräsidentin Schattke

1. Schriftführer/in:
Herr Kratzat



Herr Schwardt

2. Schriftführer/in:
Herr Peters



Frau Engelke

Ratsmitglieder:
Herr Altewolf, Frau Dickhoff, Herr Diester,

Frau Engelke, Herr Finger, Herr Harms, Herr Heinemann, Frau Helmig, Frau Hillebrand, Herr Huckriede,

Frau Jöhnck, Frau Jöhnk, Herr Kähler, Herr Kaiser, Herr Kempe, Herr Kirkskothen, Frau Koder, Herr Kottek, Herr Kramer, Herr Kratzat, Frau Kühl, Frau Lebert, Herr Lindner, Herr Malonn, Frau Martens, Herr Moriz, Frau Napieralla, Frau Nitschke-Frank, Herr Oschmann, Frau Pahnke, Herr Peters, Herr Petersen, Herr Raupach, Frau Reyer, Herr Rogacki, Frau Schattke,



Frau Schuckenböhmer, Herr Schwardt, Frau Siebke,

Herr Silz, Herr Tank, Herr Tovar, Herr Tschorn, Herr Voigt, Herr Wetzel, Herr Witt, Herr Wolff, Herr Dr. Wulff, Herr Wunder

Es haben sich

entschuldigt:

Herr Kaiser, Frau Koder, Frau Siebke, Herr Tank

Hauptamtliche

Magistratsmitglieder:
Oberbürgermeister Dr. Kelling, Bürgermeister Zimmer,

Stadtbaurat Dr. Flagge, Stadtrat Dr. Kirschnick, Stadtrat Schirmer, Stadtrat Schroedter,

Außerdem sind anwesend: 
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel

Diese Niederschrift

hat gefertigt:

Herr Thode (Amt für Bürgerangelegenheiten und





Zentrale Dienste)

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) eröffnet die Sitzung und begrüßt die Anwesenden. Sie teilt mit, daß sich 4 Ratsmitglieder entschuldigt haben und 2 später kommen werden, so daß zu Beginn der Sitzung 45 und später 47 Mit​glieder anwesend sein müßten und die Ratsversammlung damit bechlußfähig ist.

Stadtpräsidentin Reyer gratuliert Ratsherrn Witt (CDU) im Namen von Magi​strat und Ratsversammlung nochmals zu seiner Hochzeit am 10. Juni - ein kleines Geschenk ist bereits überreicht worden.

2. Genehmigung der Tagesordnung

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) teilt mit, daß die Tagesordnung rechtzeitig zugestellt worden ist. Weiteres Beratungsmaterial und die dazu​gehörigen Nachtrags-Tagesordnungen sind


- mit einer Zusammenstellung vom 13. Juni 1994 nachgechickt



und


- mit einer weiteren Zusammenstellung heute auf den Tisch gelegt worden.

Die Zusammenstellungen sind diesem Tagesordnungspunkt nachgeheftet. Änderungen zur Tagesordnung


Öffentliche Sitzung

In der Ratsversammlung am 19. Mai 1994 ist Ratsherr Rogacki (CDU) zum Stellv. Stadtrat gewählt worden. Die Vereidigung muß noch nachgeholt wer​den.

Als neuer Tagesordungspunkt 2 a) wird deshalb die "Vereidigung eines Stellv. ehrenamtlichen Stadtrates" in die Tagesordnung aufgenommen. Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.


Änderungen zur Tagesordnung:


Punkt 11.
Verwaltungsreform und Verwaltungs-               - Drs. 403 -




modernisierung




- Vom Oberbürgermeister im Magistrat zurückgezogen -


Punkt 15.
Stellungnahme zum Prüfbericht des Landes-        - Drs. 410 -




rechnungshofes über die Querschnittsprüfung




kommunaler Theater 1992 




wird Punkt 16.


Punkt 16.
Theaterreform                                    - Drs. 455 -




wird Punkt 15.


Punkt 32.
B-Plan Nr. 602 für das Baugebiet Kiel-           - Drs. 435 -




Friedrichsort, Boelckestraße, östlich




B 503, südlich Friedrichsruher Weg,




westlich Diekmissen




- Vom Bauausschuß abgelehnt -


Punkt 39.
Neufestsetzung des KVAG-Fahrtarifs zum           - Drs. 454 -




1. Juli 1994

- Vom Dezernenten im Magistrat zurückgezogen -


Punkt 43.
Aufbau eines Personalverwalatungssystems         - Drs. 215 -





bei der Landeshauptstadt Kiel





- Vom Magistrat in Personalausschuß und





Steuerungsgruppe überwiesen -


Diese Punkte stehen damit heute nicht zur Beratung an.


Die Dringlichkeit des auf den Tisch gelegten Antrages


TOP 7 k)
Neue Wirtschaftlichkeitsberechnung für den       - Drs. 496 -





geplanten 3. Fährterminal


sowie der auf den Tisch gelegten Vorlage


TOP 52

Semesterticket                                   - Drs. 496 -


wird nicht anerkannt.


Die Dringlichkeit aller anderen nachgereichten Anträge und Vorlagen wird


einstimmig anerkannt.


Es liegen Anträge für die Besetzung/Umsetzung des Umlegungsausschusses vor


- es besteht Einvernehmen, diese unter TOP 7 k) zu beraten.

Ratsherr    K o t t e k    (S-U-K-Ratsfraktion) beanatragt, TOP 3. der Nichtöffentlichen Sitzung als TOP 13. im öffentlichen Teil zu beraten. Die​sem Vorschlag wird nicht zugestimmt.


Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Damit ist die Tagesordnung in der nunmehr vorliegenden Form genehmigt.

2. a) Vereidigung eines Stellvertretenden ehrenamtlichen Stadtrats

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) bittet Herrn Rogacki, nach vorn zu kommen und vereidigt ihn gemäß § 66 der Gemeindeordnung für Schles​wig-Holstein nach der vorgeschriebenen Eidesformel:

"Ich schwöre, Verfassung und Gesetze zu beachten und meine Amtspflichten treu und gewissenhaft zu erfüllen."

Anschließend erhält Stellv. Stadtrat Rogacki (CDU) die Ernennungsurkunde ausgehändigt.

3. Einwohneranfragen 

a) Grünordnungsplanungen des Baudezernates                     - Drs. 491 -



--------------------------------------- 

Hierzu liegt folgende Einwohneranfrage von Herrn Julian Wiethold vor:

"1. Ist der Magistrat der Landeshauptstadt Kiel bereit, Grünordnungsplä​ne begleitend zu Bebauungsplänen auch weiterhin grundsätzlich dann aufzustellen, wenn Belange des Naturschutzes und der Landschafts​pflege erheblich betroffen sind oder will er künftig Grünordnungs​pläne nur dann aufstellen, wenn dies zwingend gesetzlich vorge​schrieben ist?

 2. Wie bewertet das Umweltschutzamt als Untere Naturschutzbehörde die Aussagen des Stadtplanungsamtes zum künftigen Aufstellungsverfahren für Grünordnungspläne und bei welchen Voraussetzungen hält die UNB die Aufstellung von Grünordnungsplänen für geboten?



 3. Beabsichtigt der Magistrat als Folge von "Engpässen im Grünflächen-

amt" künftig die Beteiligung der anerkannten Naturschutzverbände, der Ortsbeiräte und der Öffentlichkeit bei Grünplanungen zu be​schneiden?"

Im Magistrat ist mitgeteilt worden, daß diese Anfrage heute noch nicht beantwortet werden kann.

Die Anfrage wird auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung der Ratsver​sammlung am 15. September 1994 gesetzt.

4. Aktuelle Stunde

Für die Aktuelle Stunde sind von den Fraktionen bzw. von Ratsmitgliedern


keine Themen angemeldet worden.


Die Aktuelle Stunde entfällt damit heute.

5. Mitteilungen der Statpräsidentin

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) berichtet, der Arbeitskreis Städte​solidarität habe in seiner letzten Zusammenkunft beschlossen, wie alljähr​lich am
6. August 1994 im Hiroshima-Park das Lotosblütenfest zu feiern und


bittet, diesen Termin bereits jetzt vorzumerken.


Kenntnis genommen.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters 

a) Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vom 02.02.1993           - Drs. 420 -



"Ziviles Nutzungskonzept für militärisch genutzte



Liegenschaften"



------------------------------------------------- 



Kenntnis genommen.

b) Bürgernahe Dienste, Bürgerberatung                          - Drs. 402 -



---------------------------------- 



Kenntnis genommen.

c) Bericht Landesrechnungshof "Kiel und das Umland"            - Drs. 419 -



vom 29. April 1994



------------------------------------------------ 



Kenntnis genommen.

d) Erlaß des Innenministers des Landes Schleswig-              - Drs. 453 -

Holstein zum Stellenplan 1994 

---------------------------------------------- 



Kenntnis genommen.

e) Schadstoffsammelstelle der Stadt bei der Feuerwehr          - Drs. 400 -



hier: bundesweite Prüfung von Schadstoffsammel-



stellen durch die Stiftung Warentest 

-------------------------------------------------- 



Kenntnis genommen.

f) Neuauflage des Amtlichen Stadtplanes der                    - Drs. 441 -



Landeshauptstadt Kiel



---------------------------------------- 



Kenntnis genommen.

g) Speicher "Sell", Grundstück Kiel, Wall 53/55 und            - Drs. 470 -



57/61 - Antrag der CDU-Fraktion für die Tages-

ordnung des Bauausschusses am 09.06.94 

------------------------------------------------ 



Kenntnis genommen.

7. Anträge der Fraktion 

a) Antrag auf Einsetzung eines Sonderausschusses               - Drs. 443 -



--------------------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung möge die Einsetzung eines Sonderausschusses (Zusam​mensetzung: 3 Mitglieder der SPD-Ratsfraktion, 3 Mitglieder der CDU​Ratsfraktion, 1 Mitglied der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN, 1 Mit​glied der S-U-K-Ratsfraktion) beschließen, der die vollständige Aufklä​rung der Umstände bei der Ausübung des Vorkaufsrechts der Stadt Kiel und der daraus resultierenden weiteren Vorgänge zum Ziel hat. Folgende Punk​te sind dabei insbesondere zu klären:

1. Warum wurde die Pflicht der Einschaltung der zuständigen Gremien (Ratsversammlung, Magistrat und die zuständigen Ausschüsse) nicht be​achtet?

2. Warum wurde, wenn dieser Weg nicht eingehalten werden konnte, keine Eilentscheidung des Oberbürgermeisters eingeholt?

3. Wer hat die entsprechenden Entscheidungen getroffen, die Anweisungen erlassen, den Verfahrensweg vorgeschrieben?

4. Worin liegen nach Ansicht der für dieses Grundstücksgeschäft Verant​wortlichen und darin verwickelten Personen der Vorteil der Stadt, den Speicher an den auserwählten Personenkreis zu veräußern im Gegensatz zu dem vorher bereits abgelehnten Interessenten?

5. Wurden durch die Mißachtung der vorgeschriebenen Entscheidungswege Bestimmungen verletzt, für die disziplinarische Maßreglungen vorgese​hen sind. Wenn ja, welche und für welche Personen würde dies zutref​fen?



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

b) Streichung der Freikartenzuteilung an                       - Drs. 444 -



Ratsmitglieder



------------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ratsversammlung möge beschließen, daß ab sofort von den durch öf​fentliche Mittel finanzierten oder geförderten Institutionen, insbeson​dere den städtischen Bühnen, keine Freikarten mehr an die Ratsmitglieder gegeben werden.



Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

c) 9. Kieler Frauen- und Lesbenwoche                           - Drs. 445 -



--------------------------------- 



Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Die Ratsvrsammlung möge beschließen, den bei der Haushaltsstelle 300.7030 beantragten Zuschuß für die 9. Kieler Frauen- und Lesbenwoche nicht zu bewilligen.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

d) Vergabe des Frauenförderpreises                             - Drs. 446 


​------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

Der Beschluß der Ratsversammlung vom 16. Januar 1992 zur Stiftung eines mit 5.000,-- DM dotierten Frauenförderpreises wird aufgehoben. Ebenfalls aufgehoben wird der Beschluß der Ratsversammlung vom 28. April 1994 über die Vergabe es Frauenförderpreises im Turnus von drei Jahren.


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

e) Rahmenbedingungen für Verwaltungsreform und                 - Drs. 450 ​Verwaltungsmodernisierung


------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion, Ratsfraktion Bünd-


nis 90/DIE GRÜNEN vor:

Die Ratsversammlung möge folgende für Verwaltung und Selbstverwaltung verbindliche "Rahmenbedingungen für Verwaltungsreform und Verwaltungsmo​dernisierung" beschließen:


1.
Jede einzelne Maßnahme zur Verwaltungsmodernisierung und Verwal-

tungsreform soll einen Beitrag zur Hushaltskonsolidierung inner​halb von fünf Jahren leisten. Zur Verwaltungsmodernisierung müs​sen die entsprechenden Finanzmittel zur Verfügung gestellt wer​den.


2.
Die Verwaltungsmodernisierung wird "flächendeckend" betrieben,




während die Verwaltungsreformn projektorientiert begonnen wird.


3.1
Generell sollen alle sich bietenden Standardisierungsmöglichkei-

ten für die gesamte Stadtverwaltung einheitlich und konsequent genutzt werden.


3.2
In der Stadtverwaltung wird ein einheitliches Kostenrechnungssy-

stem in den einzelnen Ämtern/Betrieben eingesetzt.


4.1
Als vermögenswirksame Haushaltsmittel für rentierliche Maßnahmen

der technikunterstützten Informationsverarbeitung werden jährlich 2 Mio. DM benötigt.


4.2
Für strategische Maßnahmen (Verwaltung, interaktive Grafik, Büro-

kommunikation, Laserdrucktechnik usw.), soweit sie nicht rentier​lich sind, werden jährlich 1 Mio. DM im Vermögenshaushalat veran​schlagt. Auch bei den strategischen Maßnahmen sind mindestens die jährlichen Folgekosten durch Einsparungen zu erwirtschaften.


4.3
Alle Ämter/Betriebe der Stadtverwaltung erhalten ausreichende fi-

nanzielle Mittel, um einen zeitgemäßen Stand der technischen Un​terstützung zu erreichen bzw. zu erhalten. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Möglichkeit zur Privatisierung gegeben ist.


4.4
Zu den Punkten 4.1, 4.2 und 4.3 werden rechtzeitig zu den Haus-

haltsberatungen 1995 entsprechende Umsetzungskonzepte von der Verwaltung vorgelegt, aus denen sich die Haushaltsansätze erge​ben.


5.1
Es wird angestrebt, die Ausgaben für die Fortbildung jährlich mit

1 % der Dienstbezüge (Gruppierungsziffer 41 des Haushalts) zu veranschlagen auf der Grundlage eines integrierten Aus- und Fort​bildungskonzepts.


5.2

Es wird angestrebt, unter Berücksichtigung des bestehenden Nach-

holbedarfs pro Büroarbeitsplatz für Einrichtungsgegenstände, Bü​rogeräte und Büromaterial jährlich 2.000,-- DM pauschal zu veran​schlagen. Hierzu ist von der Verwaltung ein Umsetzungskonzept rechtzeitig zu den Haushaltsberatungen 1995 vorzulegen.


5.3

Frauen müssen durch Umschulungsmaßnahmen und spezielle Weiterbil-

dungsangebote bei den anstehenden Veränderungsprozessen besonders unterstützt werden. Dabei sind die Zielsetzungen des Frauenför​derplans zu beachten.

6.1.2  Wenn durch strukturelle Veränderungen Stellen abgebaut werden,

dürfen Frauen - bezogen auf die gesamte Verwaltung - nicht über​proportional betroffen werden.


6.2

Eine Privatisierung von städtischen Einrichtungen wird erst dann

in Betracht gezogen, wenn zweifelsfrei nachgewiesen ist, daß die Leistungserstlelung durch Private bei gleichartiger betrieblicher Ausstattung preis- bzw. kostengünstiger wäre als durch die Stadt.


7.


Von der Verwaltung sind Produkt- und Leistungsinformationen in

den einzelnen Unterabschnitten bzw. Arbeitsbereichen zu erarbei​ten.


Ratsherr   K o t t e k   (S-U-K-Ratasfraktion) beantragt namens seiner


Fraktion folgende Änderungen des Antrages:



- In Punkt 4.2 wird das Wort "veranschlagt" durch das Wort "benötigt"




ersetzt.



- In Punkt 6.1.1 wird das Wort "wird" durch das Wort "soll" ersetzt.

Die Änderung zu Punkt 4.2 wird von den Antragstellern übernommen.


Beschluß über Drs. 450 in der nunmehr vorliegenden Form: 


mit Mehrheit.

f) Hilfe zum Aufbau oder zur Sicherung der                     - Drs. 461 ​Lebensgrundlage gem. § 30 BSHG


--------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Der Magistrat wird beauftragt, dem Sozialausschuß und der Ratsver​sammlung zu berichten, in wie vielen Fällen in den vergangenen fünf Jahren (Stichtag 30.06.1994) Personen Hilfe nach § 30 BSHG gewährt wurde.


2. Der Bericht soll Angaben zu folgenden Punkten enthalten:





- Zahl der Leistungsempfänger 





- Art der Leistung (Beihilfe oder Darlehen) 





- Konditionen (im Falle von Darlehen) 





- Höhe der Beihilfe oder Darlehen 





- Zahl der aufgebauten oder gesicherten Lebensgrundlagen 






(Wenn möglich, nach Branchen getrennt) 





- Erfolgs-/Mißerfolgsquote 





- Umfang der Rückzahlung von Darlehen 

- In wie vielen Fällen von der Regel des § 30 Abs. 2 BSHG abgewichen wurde. 

- In welcher Höhe andere Aufwendungen (z. B. HzL) durch die Gewährung von Darlehen/Beihilfen gemindert wurden.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

g) Reduzierte Öffnungszeiten des Sophienhofes                  - Drs. 462 


​------------------------------------------ 


Hierzu liegt folgender Antrag  der CDU-Ratsfraktion vor:

§ 3 Abs. 2 b des Grundstückskaufvertrages zwischen der WILMA und der


Landeshauptstadt Kiel wird wie folgt geändert:

"Die Passage Holstentörn - Erdgeschoß und Galerie I. Obergeschoß - wird


zur Begehung durch die Öffentlichkeit freigegeben für die Zeit von

6.00 Uhr bis eine Stunde nach Geschäftsschluß. Eine Stunde nach Ge-

schäftsschluß bis 6.00 Uhr kann die Käuferin die Passage schließen. An​dere Öffnungszeiten sind mit der Stadt kiel bei Erfordernis einvernehm​lich festzulegen."


Beschluß:     A b g e l e h n t  - mit Mehrheit -

h) Stellvertreter für den Kulturausschuß                       - Drs. 484 


​------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

In den Kulturausschuß wird folgendes bürgerliches Mitglied als Stellver​treter gewählt:


Herr Dirk Hammerich, 


Wilhelminenstraße 18, 24103 Kiel

Herr Hammerich soll anstelle der bisher benannten Stellvertreterin, Frau Gerlinde Koder, das S-U-K-Mitglied im Kulturausschuß vertreten.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

i) Abberufung eines Mitgliedes des Ortsbeirats Wik             - Drs. 492 


​----------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Das Mitglied es Ortsbeirats Wik, Frau Karin Halbe, wird abberufen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

j) Nachwahl eines Mitglieds für den Ortsbeirat Wik             - Drs. 493 


​----------------------------------------------- 


Hierzu liegt folgender Antrag  der SPD-Ratsfraktion vor:

Für das aus dem Ortsbeirt Wik abberufene Mitglied Karin Halbe wird


Herr Jochen Hall, 


Projensdorfer Straße 35, 24106 Kiel


in den Ortsbeirat Wik gewählt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

k) Neue Wirtschaftlichkeitsberechnung für den                  - Drs. 496 


​geplanten 3. Fährterminal


------------------------------------------" 


Hierzu liegt folgender Antrag  der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN vor:

Der Dezernent für die Hafen- und Verkehrsbetriebe (HVB) wird aufgefor​dert, dafür Sorge zu tragen, daß den zuständigen Gremien der Selbstver​waltung schnellstmöglichst eine neue "Wirtschaftlichkeitsberechnung für den geplanten 3. Fährterminal/Hörn vorgelegt wird.



Die neue Wirtschaftlichkeitsberechnung soll mindestens berücksichtigen:

- die Bedenken und Einwände des Ministers für Wirtschaft, Technik und

Verkehr des Landes Schleswig-Holstein (s. u. a. Schreiben vom 28.10.1993) zu der "Aktualisierten Wirtschaftlichkeitsberechnung für den
3. Fährterminal - Stand 01.10.1993";

- die Bedenken und Einwände des Kämmerei- und Steueramtes der Landes​hauptstadt Kiel (s. Schreiben vom 08.11.1993) zu der "Aktualisierten Wirtschaftlichkeitsberechnung .. - Stand 01.10.1993";

- die Tatsache, daß Color-Line nach gegenwärtigem Stand den geplanten

3. Fährterminal   n i c h t    nutzen wird (womit im Rahmen der Wirt​schaftlichkeitsberechnung bei der Berechnung der zu erwartenden Erträ​ge nicht mehr von den für die Color-Line-Fährschiffe anfallenden Ha​fenabgaben ausgegangen werden kann!).



Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung.


k) Umlegungsausschuß



----------------- 

Wie bereits bei der Genehmigung der Tagesordnung mitgeteilt, werden An​träge der Fraktionen zum Umlegungsausschuß hier beraten.



Antrag der CDU-Ratsfraktion:

"Ratsherr Arno Witt wird als Mitglied und Stadtrat Dr. Arne Wulff wird als stellvertretendes Mitglied und stellvertretender Vorsitzender aus dem Umlegungsausschuß abgewählt. Anstelle von Stadtrat Dr. Arne Wulff wird Ratsherr Arno Witt als stellvertretendes Mitglied und stellvertre​tender Vorsitzender des Umlegungsausschusses gewählt."



Antrag der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNBEN:

"als ordentliches Mitglied des Umlegungsausschusses wird gewählt:



Ratsherr Rolf Kähler

Als Stellvertretendes Mitglied des Umlegungsausschusses wird gewählt:



Ratsfrau maren Nitschke-Frank."

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) stellt beide Anträge gemeinsam



zur Abstimmung.



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig.

8. Betreff:  Gültigkeit der Gemeindewahl in Kiel am 20.März 94    - Drs. 418 -


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer


Antrag:
1. Der Einspruch der Herren Dr. Berndt, Schöning und Weidling






gegen die Gültigkeit der Wahl wird zurückgewiesen.

2. Die Gemeindewahl in Kiel am 20. März 1994 wird für gültig er​klärt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

9. Betreff:  Jahresrechnung 1992 mit Schlußbericht des            - Drs. 457 ​Rechnungsprüfungsamtes


Berichterstatter:  Frau Stadtpräsidentin Reyer


Antrag:
1. Der Jahresrechnung nach § 95 GO i. d. F. vom 2. April 1990




(GVOBl. Schl.-H., S. 159) wird




im Verwaltungshaushalt

in den Einnahmen mit                   1.031.670.528,86 DM in den Ausgaben  mit                   1.042.799.905,52 DM




somit mit einem Fehlbetrag von
 11.129.376,66 DM




im Vermögenshaushalat




in den Einnahmen mit
184.010.656,59 DM




in den Ausgaben  mit
184.010.656,59 DM


ausgeglichen zugestimmt.



2. Beitrag des Städtischen Krankenhauses

Auf der Grundlage des uneingeschränkten Bestätigungsvermerkes der Baltic Revisions- und Treuhandgesellschaft mbH - Wirt​schaftsprüfungsgesellschaft - wird der Jahresabschluß des Städt. Krankenhauses zum 31.12.1992 mit einem Jahresfehlbetrag von 851.115,31 DM (1990 = 2.990.883,15 DM,

1991 = 3.558.239,19 DM) und einem aufgelaufenen Bilanzverlust von 9.808.227,17 DM festgestellt.

Bis zur Beschlußfassung über einen eventuell vorzunehmenden Verlustausgleich wird der Bilanzverlust auf das Wirtschafts​jahr 1993 vorgetragen.

3. Der Schlußbericht des Rechnungsprüfungsamtes über die Prüfung der Jahresrechnung 1992 sowie die Anlage des Kämmerei- und Steueramtes "Abschlüsse und Erläuterungen zur Jahresrech-

nung 1992 der Landeshauptstadt Kiel" werden zur Kenntnis ge​nommen.

4. Dem Magistrat wird gemäß § 95 GO SH i. d. F. vom 2. April 1990 (GVOBl. S. 159) für die Haushaltswirtschaft des Rechnungsjah​res 1992 Entlastung erteilt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig - bei 1 Enthaltung.

10. Betreff:  Abgabe der Festsetzung und Auszahlung der
      - Drs. 404 -



Versorgungsbezüge an die Versorgungsausgleichs-



kasse Schleswig-Holstein


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
a) Die Landeshauptstadt Kiel überträgt der Versorgungsausgleichs-

kasse Schleswig-Holstein (VAK) zum nächstmöglichen Zeitpunkt die Festsetzung und Auszahlung der Versorgungsbezüge ihrer Be​amtinnen und Beamten sowie Arbeiter und Angestellten alten Rechts.

b) Der Personaldezernent wird ermächtigt, eine Verwaltungsverein​barung auf der Grundlage der in der Begründung genannten Be​dingungen abzuschließen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

11. Betreff:  Verwaltungsreform und Verwaltungsmodernisierung      - Drs. 403 -


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling

Antrag:   1. Die Ratsversammlung akzeptiert die folgenden Empfehlungen der Steuerungsgruppe zu den Rahmenbedingungen für Verwaltungsre​form und Verwaltungsmodernisierung. Sie wird die Empfehlungen bei ihren Beschlüssen zum Haushaltsplan beachten.



1.
Jede einzelne Maßnahme zur Verwaltungsmodernisierung und

Verwaltungsreform soll einen Beitrag zur Haushaltskonso​lidierung innerhalb von fünf Jahren leisten. Zur Verwal​tungsmodernisierung müssen die entsprechenden Finanzmit​tel zur Verfügung gestellt werden.



2.
Die Verwaltungsmodernisierung wird "flächendeckend" be-

trieben, während die Verwaltungsreform projektorientiert begonnen wird.



3.1
Generell sollen alle sich bietenden Standardisierungs-

möglichkeiten für die gesamte Stadtverwaltung einheit​lich und konsequent genutzt werden.



3.2
In der Stadtverwaltung wird ein einheitliches Kosten-

rechnungssystem in den einzelnen Ämtern/Betrieben eing​setzt.



4.1
Als vermögenswirksame Haushaltsmittel für rentierliche

Maßnahmen der technikunterstützten Informationsverarbei​tung werden jährlich 2 Mio. DM benötigt.



4.2
Für strategische Maßnahmen (Verwaltung, interaktive Gra-

fik, Bürokommunikation, Laserdrucktechnik usw.), soweit sie nicht rentierlich sind, werden jährlich 1 Mio. DM im Vermögenshaushalt veranschlagt. Auch bei den strategi​schen Maßnahmen sind mindestens die jährlichen Folgeko​sten durch Einsparungen zu erwirtschaften.



4.3
Alle Ämter/Betriebe der Stadtverwaltung erhalten ausrei-

chende finanzielle Mittel, um einen zeitgemäßen Stand der technischen Unterstützung zu erreichen bzw. zu er​halten. Dies gilt insbesondere dann, wenn die Möglich​keit zur Privatisierung gegeben ist.



5.1
Die Ausgaben für die Fortbildung werden jährlich mit 1 %

der Dienstbezüge (Gruppierungsziffer 41 des Haushalts) veranschlagt.



5.2
Unter Berücksichtigung des bestehenden Nachholfbedarfs

werden pro Büroarbeitsplatz für Einrichtungsgegenstände, Bürogeräte und Büromaterial jährlich 2.000,-- DM pau​schal veranschlagt.



5.3
Frauen müssen durch Umschulungsmaßnahmen und spezielle

Weiterbildungsangebote bei den anstehenden Verändungs​prozessen besonders unterstützt werden. Dabei sind die Zielsetzungen des Frauenförderplans zu beachten.

6.1.1 Sollten nachweislich durch Organisation, Aufgabenredu​zierung oder Wegfall von Aufgaben Stellen abgebaut wer​denb können, wird dies nur durch die natürliche Perso​nalfluktuation, nicht durch Kündigung oder Sozialpläne geschehen.



6.1.2 Wenn durch strukturelle Veränderungen Stellen abgebaut

werden, dürfen Frauen - bezogen auf die gesamte Verwal​tung - nicht überproportional betroffen werden.




6.2
Eine Privatisierung von städtischen Einrichtungen wird

erst dann in Betracht gezogen, wenn zweifelsfrei nachge​wiesen ist, daß Private die Leistungen kostengünstiger erstellen könnten, als es der Stadt bei gleichartiger betrieblicher Ausstattung möglich wäre.




7.
Von der Verwaltung sind Produkt- und Leistungsinforma-

tionen in den einzelnen Unterabschnitten bzw. Arbeitsbe​reichen zu erarbeiten.

2. Der Magistrat wird beauftragt, die Empfehlungen zu beachten und darauf aufbauend konkrete Handlungskonzepte zu erarbeiten.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

12. Betreff:  Änderungen des Gesellschaftsvertrages der            - Drs. 452 ​Wirtschaftsförderungsgesellschaft Kiel mbH


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
Den in der Anlage aufgeführten Änderungen des von der Ratsver-

sammlung am 17.02.1994 beschlossenenen Gesellschaftzsvertrages wird zugestimmt.

Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Stadtrat   M o r i t z    (CDU) bittet namens seiner Fraktion, nach einem Jahr einen Erfahrungsbericht zwecks Beurteilung der Effizienz vorzulegen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff:  Abfallwirtschaftskonzept Kiel                        - Drs. 92 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
1. Dem Abfallwirtschaftskonzept in der vorliegenden Fassung wird




zugestimmt.

2. Sofern für die Durchführung der Maßnahme zusätzliche Mittel bzw. Stellen notwendig sind, die über die im Haushalts-

plan 1994 vorgesehenen Mitteln und Stellen hinausgehen, sind der Selbstverwaltung zu gegebener Zeit entsprechende Einzel​vorschläge vorzulegen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit- bei Enthaltungen

14. Betreff:  Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe               - Drs. 412 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Der Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe bei der Haushaltsstel-

le 200.016.941 - Herrichtungs- und Umbaumaßnahmen für die Beschu​lung behinderter Kinder - in Höhe von 40.000,-- DM wird zuge​stimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Einnahmen in gleicher Höhe bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 200.016.367 - Spenden für den Bau einer Rampe an der Ellerbeker Schule - Schule für Geistigbe​hinderte -.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff:  Theaterreform                                        - Drs. 455 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Die Bühnen der Landeshauptstadt Kiel erhalten eine veränderte

Leitungsstruktur. Sie besteht ab Beginn der Spielzeit 1995/96 aus:

- Künsterlisch selbständigen Spartenleitungen: Oberspielleitung Oper einschl. Ballett und Schauspiel einschl. Kinder- und Ju​gendtheater, Generalmusikdirektor/in. Die Mitglieder der Thea​terleitung werden vom Magistrat auf Vorschlag des Kulturaus​schusses benannt. Die Sparten erhalten eigene Etats, die von den Spartenleitungen eigenverantwortlich bewirtschaftet werden. Das Kinder- und Jugendtheater erhält einen eigenen Etat, den es selbständig bewirtschaftet. In der Spielzeit 1995/96 beschrän​ken sich die Spartenetats auf die Positionen Fundus, Gagen So​lo, Gäste, Aushilfen (technisch und künsterlerisch), Statiste​rie und Werbung (1. Stufe der Haushaltsreform - s. Anlage 1). Bei der Zuweisung dieser Mittel ist von einem Verhältnis von

65 % (Musiktheater) und 35 % (Schauspiel) auszugehen. Die im Kinder- und Jugendtheater benötigten Mittel sind gesondert zu berechnen; sie unterliegen nicht der prozentualen Aufteilung. Die Bewirtschaftung der (personellen und finanziellen) Ressour​cen soll in die jeweils zuständigen Abteilungen im Rahmen der ihnen zuzuweisenden Haushaltsmittel verlagert werden.

Die Personalkosten für die veränderte Leitungsstruktur sollen diejenigen der derzeitigen Leitung nicht überschreiten.

- Der Geschäftsführung/kaufm. Direktion; sie ist zuständig für Verwaltung, Technik und Marketing. Sie entscheidet in Streit​fällen über die Verteilung von Haushaltsmitteln und zentraler Aufgaben wie den Einsatz der Werkstätten sowie der Technik und die Verteilung der Werbemittel. Der Geschäftsführung obliegt die Kontrolle der Haushaltsentwicklung, die Einführung und Wei​terentwicklung eines Berichtswesens sowie die Überprüfung und ggf. Anpassung1 organisatorischer Abläufe unter wirtschaftli​chen Gesichtspunkten.

Ziele: Ab Beginn der Spielzeit 1996/97 sind für die Sparten ge​trennte Haushalte aufzustellen, aus denen sich die tatsächli​chen Kosten je Sparte einschließlich der in Werkstätten und Technik erbrachten Leistungen ergeben.

Die aufzustellenden Spielpläne sollen einen Zeitraum von drei bis vier Jahren umfassen und das künstlerische Profil der Büh​nen erkennen lassen. Insbesondere im Schauspiel sind Innovatio​nen erwünscht, die neben dem klassischen Repertoiretheater auch andere künstlerische Formen beinhalten.

Eine Kooperation der Sparten ist anzustreben. Die Zahl der Pro​duktionen je Spielzeit ist festzulegen. Nach Möglichkeit soll die Zahl der Aufführungen gesteigert werden.

Durch Einnahmeverbesserungen und organisatorische Veränderungen soll erreicht werden, daß das Programm der Bühnen der Landes​hauptstadt bei gleichbleibendem Zuschußbedarf sowohl quantita​tiv als auch qualitativ gesteigert wird.

Einzelheiten werden in den entsprechenden Verträgen und Diestnan​weisungen geregelt.

Um die Vorbereitung der Spielzeiten ab 1995/96 zu gewährleisten, sind vom Zeitpunkt der Ernennung der neuen Theaterleitung an Haushaltsmittel bereitzustellen.

Ratsfrau   J ö h n k    (SPD) beantragt namens ihrer Fraktion folgende Än​derungen des Antrages der Drs. 455:


- Satz 2 erhält folgende Fassung:


"Sie besteht ab Beginn der Spielzeit 1995/96 aus:

Künsterlisch selbständige Spartenleitungen: Operndirektor/in einschl. Bal​lett und Schauspieldirektor/in einschl. Kinder- und Jugendtheater, General​musikdirektor/in".


- der 3. Absatz erhält folgende Fassung:

"Kaufm. Direktor/in; zuständig für Verwaltung, Technik und Marketing. In Streitfällen über die Verteilung von Haushaltsmitteln und zentralen Aufga​ben, wie z. B. den Einsatz der Werkstätten sowie der Technik und die Ver​teilung der Werbemittel ist Einvernehmen mit den Spartenleitungen herbeizu​führen. Der kaufm. Direktion obliegt die Kontrolle der Haushaltsentwick​lung, die Einführung und Weiterentwicklung eines Berichtswesens sowie die Überprüfung und ggf. Anpassung organisatoprischer Abläufe unter wirtschaft​lichen Gesichtspunkten."

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) stellt zunächst den Antrag der CDU​Ratsfraktion - Drs. 500 a) und b) gemeinsam - zur Abstimmung.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit.

Sodann folgt die Abstimmung über den hilfsweise gestellten Änderungsantrag der CDU-Ratsfraktion.


Beschluß: Abgelehnt - mit Mehrheit.


Beschluß über die von Ratsfrau Jöhnk beantragten Änderungen: 


mit Mehrheit

Abschließend stellt Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) die Drs. 455 in der nunmehr vorliegenden, geänderten Fassung zur Abstimmung.


Beschluß: mit Mehrheit.

16. Betreff:  Stellungnahme zum Prüfbericht des Landesrech-        - Drs. 410 ​



nungshofes über die Querschnittsprüfung



kommunaler Theater 1992


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Der beigefügten Stellungnahme zu dem Bericht des Landesrechnungs-

hofes über die Querschnittsprüfung der kommunalen Theater 1992 wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff:  Entgeltsordnung für die Volkshochschule der          - Drs. 456 ​Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Stadträtin Schuckenböhmer


Antrag:
Die als Anlage beigefügte Entgeltsordnung für die Volkshochschule



der Landeshauptstadt Kiel wird  erlassen.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

18. Betreff:  Kuratorium für das Paul-Fleming-Haus                 - Drs. 415 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Für das nach § 9 des Erbbaurechtsvertrages mit der Evangelischen

Stadtmission Kiel gebildete Kuratorium für das Paul-Fleming-Haus werden für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zur Ratsversammlung ge​wählt:



1. Ratsherr Hartmut Diester (SPD) 



2. Ratsfrau Eva Martens (CDU)


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

19. Betreff:  Kuratorium Deutsch-Türkisches-Volkshaus              - Drs. 416 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Für das nach Anlage 1 zum Nutzungsvertrag mit den Trägervereinen

des Deutsch-Türkischen Volkshauses (Progressiver Türkischer Ar​beitnehmerverein in Kiel e. V. und Verein Türkischer Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen Kiel und Umgebung e. V.) gebildeten Kurato​rium werden für die Dauer ihrer Zugehörigkeit zur Ratsversammlung gewählt:

1. Ratsherr Konrat Wetzel        SPD (Vertreter/in: StR Eckehard Raupach) 

2. Ratsfrau Eva Martens          CDU (Vertreter/in: Bgl. M. Jörg Jaehnike) 

3. Ratsfrau Maren Nitschke-Frank Bündnis 90/DIE GRÜNEN (Vertreter/in: RFr. Helga Hillebrand)

4. Ratsherr Bernd Petersen       S-U-K (Vertreter/in: Ratsfrau Gerlinde Koder)


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

20. Betreff:  Hilfen zur Wohnungssicherung und -erlangung für      - Drs. 422 ​Einkommensschwache


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
1. Zugestimmt wird

a) der Neufassung der "Richtlinien zu § 112 BSHG - angemesse​ner Unterkunftsbedarf - (Mietobergrenzen)" durch das Sozi​alamt (vgl. Anlage 1)

b) der Neufassung der "Richtlinien für Hilfen zur Wohnungssi​cherung nach § 15 a BSHG" durch das Amt für Soziale Dienste (vgl. Anlage 2)

2. Die Verwaltung wird beauftragt, Möglichkeiten für die Einrich​tung einer "Zentrale Fachstelle Wohnungssicherung" zu prüfen und einen Vorschlag für entsprechende organisatorische Maßnah​men auszuarbeiten.

3. Zur Verstärkung des neuen Sachgebietes "Bewilligung wohnungs​sichernde Hilfen" im Amt für Soziale Dienste, Sonderdienst Verhinderung zur Obdachlosigkeit, werden 1,5 zunächst auf fünf Jahre befristete Stellen eingerichtet (vgl. Anlage 3).

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) weist nochmals ausdrücklich darauf hin, daß hierlediglich die Punkte 1. a) und 1. b) des Antrages der Vorlage zur Abstimmung stehen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

21. Betreff:  Ausbildungsprojekt nach dem KJHG                     - Drs. 424 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter/Frau Hartje


Antrag:
Der Durchführung eines neuen Ausbildungsganges für sechs Auszu-

bildende (anerkannter Abschluß "Damenschneiderin") in der Ausbil​dungswerkstatt Speckenbeker Weg, Hof Hammer mit Beginn am 1. Sep​tember 1994 wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

22. Betreff:  Kosten für die Inanspruchnahme von Kliniken und      - Drs. 458 



​Anstalten - Haushaltsstelle 540-620 -



hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des





Magistrats


Berichterstatter:  Stadtrat Schroedter


Antrag:
Folgende Eilentscheidung des Magistrats wird genehmigt:

Bei der Haushaltsstelle 540.620 - Inanspruchnahme von Kliniken und Anstalten - wird einer sofortigen überplanmäßigen Ausgabe von 50.600,-- DM zugestimmt.

Der Betrag wird gedeckt durch Mehreinnahmen bei



540.172 - Zuweisung von Gemeinden und Gemeindeverbänden



50.600,-- DM.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

23. Betreff:  Straßenbenennung im Gebiet des B-Plans 813           - Drs. 426 ​



(ehem. Wohnlager Solomit)


Berichterstatter:


Antrag:
1. Die Zufahrtsstraße am Poggendörper Weg beginnend und der daran

anschließende Erschließungsweg nördlich des vorhandenen Bun​kers erhält die Bezeichnung "Alfongs-Huysmans-Weg".

2. Der südlich des Bunkers verlaufende Erschließungsweg erhält die Bezeichnung "Solomit".

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e    (SPD) trägt folgende Änderung gemäß Be-


schluß des Magistrats vom 15. Juni 1994 vor:

Die Zufahrtsstraße erhält den Namen "Solomit", der Rundweg den Namen "Al-


fons-Huysmans-Ring".


Beschluß über Drs. 426 einschl. dieser Änderung: Einstimmig.

24. Betreff:  1. Änderung des B-Planes Nr. 441 für das Baugebiet   - Drs. 427 ​



Kiel-Mettenhof, Skandinaviendamm, östliche Grenzen

der Flurstücke 108/3 und 95, Stadtgrenze Kiel/Kronshagen (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Mettenhof, Skandinaviendamm, östliche

Grenzen der Flurstücke 108/3 und 95, Stadtgrenze Kiel/Kronshagen, wird die Aufstellung der 1. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 441 beschlossen.

Das Baugebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeich​net.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff:  2. Änderung des B-Planes Nr. 402 für das Baugebiet   - Drs. 428 



​Kiel-Hasseldieksdamm, westlich der Bundesbahn-



strecke Kiel-Eckernförde, nördlich Skandinavien-

damm, beiderseits Daimlerstraße und Wittland (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Hasseldieksdamm, westlich der Bundesbahn-

strecke Kiel-Eckernförde, nördlich Skandinaviendamm, beiderseits Daimlerstraße und Wittland wird die Aufstellung der 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 402 beschlossen.

Das Baugebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeich​net.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff:  B-Plan Nr. 758 für das Baugebiet Kiel-Friedrichs-    - Drs. 429 ​



ort, Falckensteiner Straße, Christianspries, An

der Schanze (Ergänzung des Aufstellungsbeschlusses


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Der Aufstellungsbeschluß der Ratsversammlung vom 18.09.1986 für

den Bebauungsplan Nr. 758 mit dem Baugebiet Kiel-Friedrichsort, Falckensteiner Straße, Christianspries, An der Schanze wird sach​lich und räumlich ergänzt.

Das Baugebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeich​net.

Gleichzeitig wird der Bebauungsplan Nr. 195 mit dem Baugebiet Kiel-Pries/Friedrichsort, Christianspreis, An der Schanze, Falckensteiner Straße aufgehoben.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

27. Betreff:  B-Plan Nr. 850 für das Baugebiet Kiel-Wik,           - Drs. 430 ​



Nord-Ostsee-Kanal, Schleusenstraße, Prinz-



Heinrich-Straße, B 503 (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Wik, Nordostseekanal, Schleusenstraße,

Prinz-Heinrich-Straße, B 503 wird die Aufstellung des Bebauungs​planes Nr. 850 beschlossen.

Das Baugebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeich​net.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e    (SPD) ergänzt den Antrg entsprechend dem


Beschluß des Magistrts vom 15.06.1994 um folgenden Satz:

"Die Verwaltung prüft in der Vorbereitung des Entwurfs so ernsthaft wie möglich die Möglichkeiten der Gewerbeansiedlung im Sinne des Antrages des Ortsbeirates."


Beschluß über Drs. 430 einschl. dieser Ergänzung: 


Nach Antrag - einstimmig.

28. Betreff:  2. Änderung des B-Planes Nr. 484 für das Baugebiet   - Drs. 431 ​



Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, Heikendorfer Weg,



Moorblöcken, Luisenstraße, Eichenbergskamp,



Langensaal (Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf, Heikendorfer Weg,

Moorblöcken, Luisenstraße, Eichenbergskamp, Langensaal wird die Aufstellung zur 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 484 beschlos​sen.

Das Baugebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeich​net.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff:  B-Plan Nr. 318 Suchsdorf-Dorf                        - Drs. 432 ​



Aufhebung des Beschlusses der Ratsversammlung vom



10.06.1993 zur Änderung des B-Planes


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Der Beschluß der Ratsversammlung vom 10.06.1993 zur Änderung des

Bebauungsplanes Nr. 318 mit dem Ziel zur Verlagerung der festge​setzten Stellplätze wird aufgehoben.

Stadtbaurat Dr.    F l a g g e    (SPD) führt zur Präzisierung im Sinne des Magistratsbeschlusses vom 15.06.1994 aus, daß der Beschluß gemäß Antrag aus Sicht der Verwaltung auch bedeutet, daß die Wegeführung zur Parkpalette durch die Grünfläche ausgeschlossen ist.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

30. Betreff:  77. Änderung des F-Planes der Stadt Kiel -           - Drs. 433 



​Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-Gaarden,



Kaiserstraße, Augustenstraße, Pickertstraße,

Jachmannstraße und Stoschstraße (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für einen Bereich in Kiel-Gaarden, Kaiserstraße, Augustenstraße,

Pickertstraße, Jachmannstraße und Stoschstraße wird die 77. Ände​rung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 ​entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Entwurf be​schlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

31. Betreff:  82. Änderung des F-Planes der Stadt Kiel -           - Drs. 434 ​



Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-

Schilksee-Dorf, westlich der Schilkseer Straße, südlich Salzwiesenweg, nördlich und südlich Alter Kirchweg (Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für einen Bereich in Kiel-Schilksee-Dorf, westlich der Schilkseer

Straße, südlich Salzwiesenweg, nördlich und südlich Alter Kirch​weg, wird die 82. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushängen​den Plan als Entwurf beschlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

32. Betreff:  B-Plan Nr. 602 für das Baugebiet Kiel-Friedrichs-    - Drs. 435 



​ort, Boelckestraße, östlich B 503, südlich



Friedrichsruher Weg, westlich Diekmissen



(Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Für das Baugebiet Kiel-Friedrichsort, Boelckestraße, östlich

B 503, südlich Friedrichsruher Weg, westlich Diekmissen, wird der Bebauungsplan Nr. 602 entsprechend dem in der Sitzung aushängen​den Plan als Entwurf beschlossen.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

33. Betreff:  Verlängerung der Veränderungssperre Nr. 44 für den   - Drs. 436 ​Geltungsbereich des B-Planes Nr. 835 mit dem

Baugebiet Kiel-Gaarden, zwischen Werftstraße, Kieler Straße, Jugendherberge, Schwimmhalle Gaarden und Postfuhrhof (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Verlän-

gerung der Veränderungssperre Nr. 44 für den Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 835 mit dem Bau​gebiet Kiel-Gaarden, zwischen Werftstraße, Kieler Straße, Jugend​herberge, Schwimmhalle Gaarden und Postfuhrhof wird entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

34. Betreff:  Veränderungssperre Nr. 45 für den Geltungsbereich    - Drs. 437 ​



des B-Planes Nr. 758 mit dem Baugebiet Kiel-



Friedrichsort, Falckensteiner Straße, Christians-



pries, An der Schanze


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Die beigefügte Satzung der Landeshauptstadt Kiel über die Verän-

derungssperre Nr. 45 für den Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungsplanes Nr. 758 mit dem Baugebiet Kiel​Friedrichsort, Falckensteiner Straße, Christianspries, An der Schanze wird beschlossen.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

35. Betreff:  B-Plan Nr. 834 für das Baugebiet Kiel-Elmschen-      - Drs. 438 



​hagen, östlich Ellerbeker Weg, südwestlich der

Kleingärten, westlich und nördlich der Straße Radebrook einschl. der östlichen Grundstücke Radebrook und Aufhebung der B-Pläne Nr. 497 (teilweise) und Nr. 611 (Satzungsbeschlüsse)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
I.
Die Bedenken und Anregungen zum Entwurf des Bebauungsplanes

Nr. 834, der vom 09.02.1994 bis 09.03.1994 öffentlich ausge​legen hat, von




a) den Stadtwerken Kiel AG





werden berücksichtigt;




b) dem Umweltschutzamt,

c) dem Bund für Umnwelt und Naturschutz Deutschland e. V., Kreisgruppe Kiel, Olshausenstraße 12, 24118 Kiel

werden teilweise berücksichtigt.

II.  Um die Auswirkungen der Planung auf den Naturhaushalt und das Landschaftsbild zu mildern, sind seitens der Stadt ent​sprechend den Maßgaben des Grünordnungskonzeptes, das der städtebaulichen Begründung beigefügt ist, für die städti​schen Flächen im Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 834 ausgleichende Maßnahmen einschließlich der erforderlichen Pflegemaßnahmen in einer voraussichtlichen Kostenhöhe von 224.000,-- DM möglichst zeitgleich zur Realisierung des Be​bauungsplanes durchzuführen.

III. Für das Baugebiet Kiel-Elmschenhagen, östlich Ellerbeker Weg, südwestlich der Kleingärten, westlich und nördlich der Straße Radebrook, einschl. der östlichen Grundstücke Rade​brook wird der Bebauungsplan Nr. 834 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.

Gleichzeitig wird die Aufhebung des in der Sitzung aushän​genden Bebauungsplanes Nr. 611 für das Baugebiet Kiel-Elm​schenhagen, zwischen Ellerbeker Weg und Radebrook als Sat​zung beschlossen.

Gleichzeitig wird die Aufhebung eines räumlichen Teilberei​ches aus dem Bebauungsplan Nr. 497 (Baugebiet: Kiel-Elm​schenhagen, beiderseits des Ellerbeker Weges im Bereich des Tröndelweges und Radebrook) für das Baugebiet östlich Eller​beker Weg, nördlich Radebrook entsprechend dem in der Sit​zung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.




Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

36. Betreff:  124. Änderung des F-Planes der Stadt Kiel -          - Drs. 439 



​Fassung 1970 - für einen Bereich in Kiel-Elmschen-

hagen, Ellerbeker weg, Radebrook (endgültiger Beschluß)


Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
I.  Die Bedenken und Anregungen des Umweltschutzamtes zum Entwurf





der 124. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel

- Fassung 1970 -, der vom 09.02.1994 bis 09.03.1994 öffent​lich ausgelegen hat, werden berücksichtigt.

II. Für einen Bereich in Kiel-Elmschenhagen, Ellerbeker Weg, Ra​debrook, wird die 124. Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Kiel - Fassung 1970 - entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan endgültig beschlossen.

Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

37. Betreff:  Widmung von Straßen im Stadtgebiet Kiel              - Drs. 440 ​Berichterstatter:  Stadtbaurat Dr. Flagge


Antrag:
Der anliegenden Widmungsverfügung wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

38. Betreff:  Jahresabschluß der Versorgung und Verkehr Kiel       - Drs. 417 



​GmbH für das Geschäftsjahr 1993


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der ordentlichen Ge-

sellschafterversammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, nachstehenden Beschlüssen zuzustimmen:

1. Feststellung des Jahresabschlusses 1993 der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH und Vortrag des eingetretenen Bilanzverlu​stes von





                      16.212.273,70 DM




auf Rechnung des Geschäftsjahres 1994.

2. Entlastung des Aufsichtsraates und der Geschäftsführung für das Geschäftsjahr 1993.

3. Bestellung der BDO Deutsche Warentreuhand Aktiengesellschaft, Wirtschaftsprüfungsgsellschaft, Kiel, zum Abschlußprüfer für das Geschäftsjahr 1994.

Die gewählten Aufsichtsratsmitglieder der VVK und die dort Beschäftigten

wirken an der Beratung und Beschlußfassung dieser Vorlage nicht mit.


Beschluß:  Nach Antrag - mit Mehrheit-

39. Betreff:  Neufestsetzung des KVAG-Fahrtarifs zum 01.07.1994    - Drs. 454 -


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Der Vertreter der Landeshauptstadt Kiel in der Gesellschafterver-

sammlung der Versorgung und Verkehr Kiel GmbH wird angewiesen, in der Gesellschafterversammlung oder im schriftlichen Verfahren ge​mäß § 12 Abs. 4 Satz 2 des Gesellschaftervertrags einem Beschluß gemäß dem Wortlaut des Antrags der als Anlage beigefügten Vorlage der Kieler Verkehrsaktiengesellschaft vom 11.05.1994 zuzustimmen.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

40. Kleine Anfragen 

a) Auswirkungen der Bevorrechtigung von KVAG-Bussen            - Drs. 447 ​


durch Funk-Ampelschaltungen 


------------------------------------------------ 

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:

1. Welche Verzögerungswirkung hat die Einführung der og. Ampelschaltung am Beispiel der Fördestraße nach Schilksee auf den allgemeinen Ver​kehrsfluß?

2. Konnte eine Fahrzeitverkürzung für den ÖPNV erzielt werden und hatte die og. Maßnahme Auswirkungen auf die Auslastung des ÖPNV?

3. Sind bei der og. Einführung die ggf. verstärkten Emissionen, die durch stehende Kraftfahrzeuge entstehen, berücksichtigt worden?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

b) Kleingartenanlage "Kanalstraße/Stichkanal"                  - Drs. 448 


​------------------------------------------ 

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der CDU-Ratsfraktion vor:



1. Wie ist der derzeitige Stand bezüglich der





a) Aufgabe der letzten Kleingärten? 





b) Bepflanzung durch die Stadtd Kiel? 





c) Freigabe für die Öffentlichkeit?

2. Welche Kontakte bestehen zwischen der Stadt Kiel und dem Wasser- und Schiffahrtsamt Holtenau, um diese Fläche parkähnlich anzulegen?

3. Wie ist der Zeitplan und wird die Fläche zur 100-Jahr-Feier fertigge​staltet?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

c) Raumsituation an der Theodor-Möller-Schule                  - Drs. 449 


​------------------------------------------ 

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Wie sieht - im Vergleich zum Schulentwicklungsplan - die aktualisier​te Entwicklung der Schülerzahlen im Bildungszentrum Elmschenhagen für die Schuljahre 1994/95, 1995/96 und 1996/97 aus?

2. Wieviel Klassen müssen insbesondere an der Theodor-Möller-Schule in diesem Zeitraum gebildet werden und wieviel Klassenräume stehen dafür zur Verfügung?

3. Gibt es Möglichkeiten, durch Teilung von Räumen bzw. durch noch unge​nutzte Flächen Klasenräume innerhalb der vorhandenen Gebäude neu zu schaffen und lassen sich derartige Pläne kurzfristig umsetzen?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

d) Sanierungsrahmenplan Mettenhof                              - Drs. 463 


​------------------------------ 

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der SPD-Ratsfraktion vor:

1. Welche Gründe standen und stehen der Verabschiedung des Sanierungs​rahmenplanes Mettenhof - wie im Beirat für Nachbesserung Mettenhof am 04.05.1993 beschlossen - durch Bauausschuß und Ratsversammlung entge​gen?

2. In welcher Ratsversammlung in diesem Jahr wird der Sanierungsrahmen​plan zur Verabschiedung vorgelegt?

3. Warum ist der Beirat für Mettenhof in der letzten Legislaturperiode nicht ordentlich abgeschlossen worden?



Beschluß:  B E A N T W O R T E T - Kenntnis genommen

e) Beginn der Ausbaumaßnahmen an der B 502                     - Drs. 485 


​--------------------------------------- 

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:



1. Wie ist der derzeitige Sachstand bezüglich des Ausbaus der B 502?



2. Wann und wo wird mit dem Ausbau der B 502 begonnen?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor


f) Finanzierung der Velorouten
                      - Drs. 486 -



--------------------------- 

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage  der S-U-K-Ratsfraktion vor:

1. Wie hoch belaufen sich die Gesamtkosten der Veloroutenabschnitte





a) Schrevenpark-Hansastraße-Olshausenstraße 





b) Westring bis Nordfriedhof?



2. Wie hoch ist die Kostenbeteiligung durch





a) Bund und Land 





b) Anliegerbeiträge





an diesem Bauvorhaben?

3. Wie wurden die bei der Stadt verbleibenden Restkosten durch den Ver​mögenshaushalt finanziert?



Beschluß:  Die Antwort liegt noch nicht vor

41. Große Anfragen


Es liegen keine Großen Anfragen vor.

42. Betreff:  1. Nachtragshaushaltssatzung der Landeshauptstadt    - Drs. 474 




​Kiel für das Haushaltsjahr 1994


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Aufgrund des § 80 der Gemeindeordnung wird nach Beschluß der






Ratsversammlung vom
  






und mit Genehmigung der Kommu-






nalaufsichtsbehörde folgende Nachtragshaushaltssatzung erlassen:







§ 1






Mit dem Nachtragshaushaltsplan werden

erhöht um  vermindert  und damit der Ge​um
samtbetrag des

Haushaltsplans ein​schl. Nachtrag









gegenüber
nunmehr










bisher
festge-

setzt auf






DM

DM
DM
DM



im Vermögenshaushalt



die Einnahmen




194.947.500



die Ausgaben




194.947.500







§ 2



Es werden neu festgesetzt:

1. Der Gesamtbetrag der Kredite für Investitionen

und Investitionsförderungsmaßnahmen von bisher




81.648.200 DM auf







    DM

2. der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen




von bisher 122.500.000 DM auf




    DM



Die kommunalaufsichtliche Genehmigung wurde am


 



erteilt.

Die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Stadtrat    T o v a r    (SPD) stellt folgenden interfraktionellen Antrag der SPD-Ratsfraktion und der Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN:


"Im Vermögenshaushalt werden bei der Haushalatsstelle
21.270.940 - Neubau

der FridtjofNansen-Schule - die Verpflichtungsermächtigungen von 1,5 Mio. auf 5,5 Mio. erhöht."


Beschluß über diese Änderungsantrag: Einstimmig.


Beschluß über die 1. Nachtragshaushaltssatzung in 


der nunmehr vorliegenden, geänderten Fassung: Einstimmig.

43. Betreff:  Aufbau eines Personalverwaltungssystems bei der      - Drs. 215 ​Landeshauptstadt Kiel


Berichterstatter:  Oberbürgermeister Dr. Kelling


Antrag:
Die Verwaltung wird beauftragt, ein zeitgemäßes Personalverwal-

tungssystem zu entwickeln und einzuführen. Über die Bereitstel​lung der hierfür erforderlichen Mittel in Höhe von 280.065,-- DM wird im Rahmen der Beratungen zum Nachtragshaushalt 1994 ent​schieden.


Beschluß:  Keine Beratung, da kein Sachbeschluß im Magistrat

44. Betreff:  Jagdbeirat





     - Drs. 487 -


Berichterstatter:  Stadtrat Schirmer


Antrag:
In den Jagdbeirat wird als Vertreter der Jagdgenossenschaften



Herr Hermann Pogge, wohnhaft in Kiel-Suchsdorf, Nienbrügger



Weg 70, entsandt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

45. Betreff:  Zustimmung zur Wiederwahl des Stadtwehrführers       - Drs. 477 



​des Stadtfeuerwehrverbandes


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Der Wiederwahl des Herrn Heinz Zeiler zum Stadtwehrführer des

Stadtfeuerwehrverbandes - vorbehaltlich der Bestätigung durch den Oberbürgermeister - wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

46. Betreff:  Zustimmung zur Wahl des stellvertretenden            - Drs. 478 ​Wehrführers der Freiwilligen Feuerwehr Wellsee


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Der Wahl des Hauptlöschmeisters Wolfgang Dörfler, geb. am

26.08.55 in Kiel, wohnhaft Pommernweg 3, 24145 Kiel, zum stell​vertretenden Wehrführer der Freiwilligen Feuerwehr Wellsee - vor​behaltlich der Bestätigung durch den Oberbürgermeister - wird zu​gestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

47. Betreff:  Zustimmung zur Wahl des Wehrführers der              - Drs. 479 ​Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Dietrichsdorf


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Der Wahl des Herrn Armin Sander zum Wehrführer der Freiwilligen

Feuerwehr Kiel-Dietrichsdorf - vorbehaltlich der Bestätigung durch den Oberbürgermeister - wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

48. Betreff:  Zustimmung zur Wahl des stellvertretenden            - Drs. 480 ​Wehrführers der Freiwilligen Feuerwehr



Kiel-Elmschenhagen


Berichterstatter:  Stadtrat Moriz


Antrag:
Der Wahl des BM Klaus Hamann, wohnhaft Preetzer Str. 223,

24147 Kiel, zum stellvertretenden Wehrführer der Freiwilligen Feuerwehr Kiel-Elmschenhagen - vorbehaltlich der Bestätigung durch den Oberbürgermeister - wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

49. Betreff:  Genehmigung von Entscheidungen des                   - Drs. 475 ​Oberbürgermeisters gem. § 82 GO


Berichterstatter:  Oberbürgermeister/Bürgermeister


Antrag:
Den in der anliegenden Liste aufgeführten Entscheidungen gem.



§ 82 GO in Höhe von insgesamt 104.629,17 DM wird zugestimmt.


Beschluß:   Nach Antrag - einstimmig -

50. Nutzung der städtischen Planschbecken                          - Drs. 489 -


Hierzu liegt folgender Antrag des Ortsbeirates Gaarden vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, dafür Sorge zu tragen, daß in den Sommermo​naten die städtischen Planschbecken genutzt werden können. Es soll geprüft werden, ob durch ehrenamtliche Mithilfe von Bürgern, Geschäftsleuten, Orts​beiratsmitgliedern, Ratsherren o. ä. eine vernünftige Reduzierung der Ko​sten erreicht werden könnte.


Beschluß: mit Änderung einstimmig

51. Öffnung der städtischen Schwimmhallen                          - Drs. 490 -


Hierzu liegt folgender Antrag der Ortsbeirat Gaarden vor:

Die Verwaltung wird beauftragt, dafür Sorge zu tragen, daß in den Sommermo​naten mindestens ein Schwimmbad auf dem Kieler Ostufer geöffnet bleibt.


Ratsherr   T s c h o r n
 (CDU) beantragt, im Antragstext die Worte "min-


destens" sowie "auf dem Kieler Ostufer" zu streichen.


Es besteht Einvernehmen, so zu verfahren.

Beschluß über Drs. 490 in der nunmehr vorliegenden Fassung: Einstimmig.

52. Betreff:  Semester-Ticket                                      - Drs. 495 -


Berichterstatter:  Stadtrat Dr. Kirschnick


Antrag:
Der Ausschuß für Wirtschaft und Kieler Woche empfiehlt der Rats-



versammlung, folgenden Beschluß zu fassen:

Die entsandten VertreterInnen der Landeshauptstadt Kiel in den Aufsichtsräten der Kieler Verkehrs AG und der Versorgung und Ver​kehr Kiel GmbH werden angewiesen, sich in den Aufsichtsratssit​zungen am 08.07.1994 für eine Beschlußfassung für die Einführung eines Semestertickets zum Preis von 37,-- DM einzusetzen.


Beschluß:  Dringlichkeit nicht anerkannt - keine Beratung

53. Betreff:  Änderung der Hauptsatzung                            - Drs. 501 



​hier: Erweiterung des Kleingartenausschusses

von 9 auf 11 stimmberechtigte Mitglieder


Berichterstatter:  Bürgermeister Zimmer


Antrag:
Die anliegende 2. Nachtragssatzung zur Hauptsatzung der



Landeshauptstadt Kiel wird beschlossen.

Die CDU-Ratsfraktion beantragt, auf Vorschlag des Bauernverbandes Schles-


wig-Holstein




Herr Hermann Pogge, 24107 Kiel, Nienbrügger Weg 70,


als Mitglied in den Kleingartenausschuß zu wählen.


Die SPD-Ratsfraktion beantragt,






Ratsfrau Ingrid Jöhnk


als Mitglied in den Kleingartenausschuß zu wählen.

Die Ratsfraktion Bündnis 90/DIE GRÜNEN stellt folgenden Umsetzungsantrag: "Als ordentliches Mitglied des Kleingartenausschusses wird gewählt: 

Ratsfrau Helga Hillebrand

Als stellvertretendes Mitglied des Kleingartenausschusses wird gewählt:


Bgl. Mitglied Klaus Görgner, Wischhofstraße 1-3, 24148 Kiel." Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) stellt alle Anträge gemeinsam zur Abstimmung.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig.

54. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

Stadtpräsidentin    R e y e r    (SPD) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am
15. September 1994 stattfindet und schließt die Öf-


fentliche Sitzung der Ratsversammlung.


Stadtpräsidentin
    1. Schriftführer           2. Schriftführer


1. Stellv.
    1. Stellv.                 2. Stellv.


Stadtpräsidentin
       Schriftführer              Schriftführerin


Protokollführer

